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Es bestehen keine Bedenken gegen das 

Bauleitplanverfahren. 

 

Plan 

Die Festsetzung der Anzahl der Vollge-

schosse, der Wandhöhe (WH) und First-

höhe (FH) ist ebenfalls mit einer Knötel-

linie abzugrenzen. Im Mischgebiet gibt 

es hierzu unterschiedliche Festsetzun-

gen. Die gemeinsame Baugrenze ersetzt 

keine Knötellinie. 

Beim Bauquartier Ghs 27 ist noch die 

Nutzungsschablone zu ergänzen 

(Grundsatz der Planklarheit). 

 

Legende 

Die bestehenden Gebäude sind lt. 

Legende grau hinterlegt. Dies ist im 

Geltungsbereich nicht so dargestellt. 

 

 

Abgrenzung unterschiedlicher Fest-

setzungen zur Dachform: 

Da es im MI keine unterschiedlichen 

Festsetzungen zur Dachform gibt, kann 

das Planzeichen gestrichen werden. 

 

Es ist nicht klar, welche Planzeichen ver-

bindlich sein sollen, z.B. Eintrag der Stell-

plätze, die Sichtwinkel, bitte klarstellen, 

 

 

 

 

Die aus dem rechtskräftigen Bebauungs-

plan übernommene Darstellung der Ab-

grenzung unterschiedlicher Festsetzungen 

zur Gebäudehöhe und zur Zahl der Voll-

geschosse mittels Baugrenzen wird durch 

Knötellinien ersetzt. 

 

Der Bereich des bestehenden Getränke-

marktes wird als Mischgebiet festgesetzt. 

(siehe Erläuterung Seite 3). Die zugehörige 

Nutzungsschablone wird ergänzt. 

 

Die bestehenden Gebäude sind grau 

hinterlegt. Im Papierausdruck wurde dies 

z.T. durch die Flächenfarbe der Art der 

Nutzung überdeckt. Wird redaktionell 

berichtigt. 

Im MI ist im Bereich südlich der Randbe-

bauung an der Allewindenstraße neben 

Satteldach auch Flachdach zulässig, auf 

dem Flst.Nr. 1685/1 nur Satteldach. Deshalb 

ist die Abgrenzung erforderlich. 

 

Die Darstellung der geplanten Stellplätze 

ist unter den Hinweisen aufgeführt, nicht 

unter den Festsetzungselementen und 

Kenntnisnahme 

 

 

 

Die aus dem rechtskräftigen Bebauungs-

plan übernommene Darstellung der Ab-

grenzung unterschiedlicher Festsetzungen 

zur Gebäudehöhe und zur Zahl der Voll-

geschosse mittels Baugrenzen wird durch 

Knötellinien ersetzt. 

 

Der Bereich des bestehenden Getränke-

marktes wird als Mischgebiet festgesetzt. 

Die zugehörige Nutzungsschablone wird 

ergänzt. 

 

Die in der Erläuterung aufgeführten redak-

tionellen Berichtigungen und Ergänzungen 

zum Plan- und Textteil, sowie zur Begrün-

dung werden in den BPlan aufgenommen.  
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z.B. durch die Ergänzung verbindlich 

bzw. unverbindlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Unterhalb der Erläuterung der Nutzungs-

schablone sind die örtlichen Bauvor-

schriften entsprechend als solche zu 

kennzeichnen. Es handelt sich nicht um 

planungsrechtliche Festsetzungen. 

 

Das Planzeichen für den Geltungs-

bereich muss auch in der Legende 

schwarz dargestellt werden. 

 

Bei Änderung eines Bebauungsplanes 

muss der verbleibende Bebauungsplan 

mit dem ihm zukommenden Gewicht in 

die Abwägung eingestellt werden. Auch 

das Interesse und Vertrauen Betroffener 

auf den Fortbestand einer Planung sind 

in der Abwägung zu berücksichtigen. 

Wir bitten Sie daher, den gültigen 

Bebauungsplan als Plangrundlage in 

geeigneter Weise beizufügen. Nur so 

kann berücksichtigt werden, dass 

jenseits der Grenzen des ersetzenden 

Planes der ursprüngliche Bebauungs-

plan als Regelung der städtebaulichen 

Ordnung für den von der Neuplanung 

nicht erfassten Teil des Plangebietes 

auch sinnvoll fortbestehen kann. Die 

Karte auf S. 5 der Begründung ist zu klein 

abgedruckt und daher nicht lesbar. 

 

 

 

 

daher unverbindlich. Dies wird redaktionell 

deutlicher hervorgehoben.  

Die Bereiche der Sichtfelder, die innerhalb 

des Geltungsbereiches liegen, sind mit Plan-

zeichen als von der Bebauung freizuhalten-

de Flächen festgesetzt. Die Sichtfelder 

außerhalb des Geltungsbereichs liegen auf 

Straßengrund und sind nur als Hinweis 

dargestellt. 

 

Wird redaktionell berichtigt. Die örtlichen 

Bauvorschriften werden in den Nutzungs-

schablonen entsprechend gekennzeichnet. 

 

 

 

Wird redaktionell berichtigt. 

 

 

 

Im Planteil sind der Geltungsbereich und 

die Nutzungsschablonen des rechtskräfti-

gen BPlans dargestellt. Die übrigen Festset-

zungen (Baugrenzen, Pflanzgebote etc. 

werden als Schwarz-Weiß-Fassung ergänzt.  

Der Begrünung wird der bisher gültige BPlan 

als Abbildung im Format DIN A3 beigefügt. 

Der Änderungsbereich wird darin farbig 

gekennzeichnet.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Darstellungen des gültigen BPlans 

außerhalb des Geltungsbereiches der 2. 

Änderung werden im Planteil in SW-

Darstellung ergänzt. 

Der Begrünung wird der bisher gültige BPlan 

als Abbildung im Format DIN A3 beigefügt. 

Der Änderungsbereich wird darin farbig 

gekennzeichnet.  
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Planungsrechtliche Festsetzungen 

Nr. 2.1.2:  

Die Rechtsgrundlage § 11 Abs. 3 

BauNVO sollte noch ergänzt werden.  

Bitte tragen sie vor „…ab dem ersten 

Obergeschoss…“ einen Spiegelstrich, 

bzw. danach einen Doppelpunkt ein 

(Grundsatz der inhaltlichen Bestimmtheit 

einer Norm). 

 

 

 

 

 

 

Verkaufsflächenbeschränkung:  

Die Festsetzung der Gesamtverkaufs-

fläche für 2 Einzelhandelsbetriebe als 

Gesamtsumme ist nicht zulässig (sog. 

Windhundrennen, da 1 Betrieb die 

gesamte Verkaufsfläche für sich nutzen 

kann). Es stellt sich die Frage, ob ein 

Lösungsweg wäre, den Getränkemarkt 

ins Mischgebiet einzubeziehen. Dies 

müsste noch mit der Raumordnungsbe-

hörde beim RPT abgestimmt werden. 

 

2.2.3 

Die Berechnung der EFH ist noch zu 

definieren. 

 

 

2.7 

Es ist nicht klar, weshalb Sie § 1a Abs. 3 

BauGB als Rechtsgrundlage aufführen. 

Handelt es sich hierbei um einen Ersatz 

von entfallenden Ausgleichsmaßnah-

men? Bitte in Begründung näher 

erläutern. 

2.7.1 

Die Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 25b 

ist hier zu ergänzen, auch in Hinblick auf 

§ 213 Abs. 1 Nr. 3 BauGB. 

 

 

Rechtsgrundlage § 11(3) BauNVO wird 

redaktionell ergänzt. 

Die Festsetzung 2.1.2 wird ergänzt: 

„Innerhalb der im zeichnerischen Teil durch 

Baugrenzen abgegrenzten Teilfläche mit 

zwingend zweigeschossiger Bebauung sind 

ab dem ersten Obergeschoss auch Räume 

i.S. § 13 BauNVO für die Berufsausübung 

freiberuflich Tätiger und solcher Gewerbe-

treibender, die ihren Beruf in ähnlicher 

Weise ausüben, sowie Büronutzung 

zulässig.“ 

 

Nach Rücksprache mit der Raumordnungs-

behörde im RPT wird der Vorschlag des 

Landratsamtes aufgenommen. Das Grund- 

stück des Getränkemarktes Flst.Nr. 1685/9 

und des geplanten Mitarbeiterstellplatzes 

Flst.Nr. 1685/& werden in das Mischgebiet 

aufgenommen. Die Verkaufsfläche für den 

Lebensmittelmarkt im Sondergebiet wird 

auf 1400 m² beschränkt. 

Siehe Erläuterung zur Stellungnahme des 

RPT Seite 8 

 

 

Die EFH-Höhen werden bereichsweise, 

abgestimmt auf die Höhe des bestehenden 

Geländes bzw. des Gebäudebestandes im 

BPlan festgesetzt. 

 

§ 1a (3) BauGB wurde irrtümlich als 

Rechtsgrundlage aufgeführt. Ausgleichs-

maßnahmen sind hier nicht erforderlich. 

Dies wird redaktionell berichtigt. 

 

 

 

Die Rechtsgrundlage § 9 (1) 25b BauGB 

ist unter der Überschrift Nr. 2.7 aufgeführt. 

Wird redaktionell zusätzlich zu 2.7.1 ergänzt. 

 

 

Die Rechtsgrundlage § 11(3) BauNVO wird 

ergänzt. 

Die Festsetzung 2.1.2 wird ergänzt: 

„Innerhalb der im zeichnerischen Teil durch 

Baugrenzen abgegrenzten Teilfläche mit 

zwingend zweigeschossiger Bebauung sind 

ab dem ersten Obergeschoss auch Räume 

i.S. § 13 BauNVO für die Berufsausübung 

freiberuflich Tätiger und solcher Gewerbe-

treibender, die ihren Beruf in ähnlicher 

Weise ausüben, sowie Büronutzung 

zulässig.“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die EFH-Höhen werden bereichsweise 

abgestimmt auf die Höhe des bestehenden 

Geländes bzw. des Gebäudebestandes 

festgesetzt. 

 

Die Rechtsgrundlage § 1a (3) BauGB wird 

gestrichen. 

 

 

 

 

 

Die Rechtsgrundlage § 9 (1) 25b BauGB 

wird zusätzlich zu 2.7.1 ergänzt. 
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2.7.2  

Das Zeitfenster für das Pflanzgebot ist zu 

den Hinweisen zu nehmen. In § 9 BauGB 

gibt es hier keine Ermächtigungsgrund-

lage. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2.9.1 

Statt „Maßnahme 1“ sollte es entspr. der 

verwendeten Abkürzung „LSM“ im Plan, 

auch hier Lärmschutzmaßnahme (LSM) 

1“ heißen.  

Der Begriff passive Schallschutzmaßnah-

me taucht in der Legende nicht auf. 

Bitte ergänzen: „…gegen den 

Außenlärm der Allewindenstraße…“, da 

sonst ggf. nicht sofort klar ist, welches 

die lärmabgewandte Seite ist. 

3.1.3 

Dachbegrünung: Lt. Begründung 

handelt es sich um eine Vorschrift nach 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB (Rückhaltung 

von Niederschlagswasser), diese ist zum 

Planungsrecht zu nehmen. 

 

 

3.2 

Dass Werbeanlagen nur an der Stätte 

der Leistung zulässig sind, ist keine Vor-

schrift der Gestaltung.  

(§ 213 (1) 3 BauGB bestimmt, dass ord-

nungswidrig handelt, wer Bäume, Sträucher 

etc., für die im BPlan ein Erhaltungsgebot 

nach § 9 (1) 25b festgesetzt ist, beseitigt, 

wesentlich beeinträchtigt oder zerstört).  

 

Der Umsetzungszeitraum für die Pflanz-

gebote wird unter den Hinweisen Nr. 4.6 

eingefügt:  

„Pflanzgebot: Die Anpflanzung der mit 

Pflanzgebot festgesetzten Bäume, 

Sträucher und sonstigen Bepflanzungen 

muss spätestens ein Jahr nach Fertigstellung 

der jeweiligen Gebäude erfolgt sein.“ 

(Gem. § 178 BauGB kann die Gemeinde 

die Eigentümer durch Bescheid verpflich-

ten, die Pflanzgebote innerhalb einer 

bestimmten Frist umzusetzen).  

 

2.9.1 wird geändert in „Aktive Lärmschutz-

maßnahme LSM 1 bzw. 2“ 

2.9.2 wird geändert in „Passive Lärmschutz-

maßnahme“ 

In der Legende wird zum Planzeichen 

ergänzt: 

„Umgrenzung von Flächen für Vorkehrun-

gen zum Schutz gegen Außenlärm von der 

Allewindenstraße -Passive Lärmschutzmaß-

nahme“ 

 

 

In den planungsrechtlichen Festsetzungen  

Nr. 2.7 wird ergänzt: 

„Rückhaltung von Niederschlagswasser – 

Flachdächer von Hauptgebäuden und 

Garagen sind zur Verbesserung der Rück-

haltewirkung zu begrünen.“ 

Satz 2 der örtlichen Bauvorschrift 3.1.3 wird 

geändert: „Dachbegrünung ist zulässig.“ 

  

In der örtlichen Bauvorschrift 3.2 Satz 1  

wird der Zusatz „… an der Stätte der 

Leistung…“ gestrichen.  

 

 

 

 

 

 

Der Umsetzungszeitraum für die Pflanz-

gebote wird unter den Hinweisen Nr. 4.6 

eingefügt:  

„Pflanzgebot: Die Anpflanzung der mit 

Pflanzgebot festgesetzten Bäume, 

Sträucher und sonstigen Bepflanzungen 

muss spätestens ein Jahr nach Fertigstellung 

der jeweiligen Gebäude erfolgt sein.“ 

 

 

 

 

 

2.9.1 wird geändert in „Aktive Lärmschutz-

maßnahme LSM 1 bzw. 2“ 

2.9.2 wird geändert in „Passive Lärmschutz-

maßnahme“ 

In der Legende wird zum Planzeichen 

ergänzt: 

„Umgrenzung von Flächen für Vorkehrun-

gen zum Schutz gegen Außenlärm von der 

Allewindenstraße -Passive Lärmschutz-

maßnahme-“ 

 

 

In den planungsrechtlichen Festsetzungen  

Nr. 2.7 wird ergänzt: 

„Rückhaltung von Niederschlagswasser – 

Flachdächer von Hauptgebäuden und 

Garagen sind zur Verbesserung der Rück-

haltewirkung zu begrünen.“ 

Satz 2 der örtlichen Bauvorschrift 3.1.3 

entfällt. 

  

In der örtlichen Bauvorschrift 3.2 Satz 1  

wird der Zusatz „… an der Stätte der 

Leistung…“ gestrichen. 
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Bedenken und Anregungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

Diese Vorgabe ist zu den planungsrecht-

lichen Festsetzungen zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Planungsrechtliche Festsetzungen 

2.2.1 

Mischgebiet und Nr. 5.2 Begründung: 

Die Eigenart eines Mischgebietes als 

Baugebietstyp wird gem. § 6 Abs. 1 

BauNVO dadurch gekennzeichnet, dass 

es sowohl dem Wohnen als auch der 

Unterbringung von Gewerbebetrieben, 

die das Wohnen nicht wesentlich stören, 

dienen soll. Das gleichwertige neben-

einander de beiden Hauptnutzungsar-

ten bedeutet, dass keine der Nutzungs-

arten ein deutliches Übergewicht über 

die andere gewinnen soll; sie müssen 

nicht nur qualitativ i.S. einer Gebietsver-

träglichkeit sondern auch quantitativ 

gemischt sein. In der Begründung fehlt 

noch die Bestätigung, dass die aus-

reichende Durchmischung von Wohnen 

und Gewerbebetrieben derzeit im 

Mischgebiet tatsächlich vorliegt. 

 

 

 

 

 

 

Die Ansichtsflächen der einzelnen Werbe-

anlagen sind auf 4 m² beschränkt. Dies 

schließt großflächige Werbeanlagen aus.  

Im Sondergebiet Lebensmittelmarkt ist am 

Marktgebäude zusätzlich eine Werbeanla-

ge mit max. 8 m² zugelassen. Hier sind je-

doch nur die unter 2.1.2 aufgeführten Nut-

zungen zulässig. Werbeanlagen, die Fremd-

werbung zum Ziel haben, sind eine eigen-

ständige gewerbliche Hauptnutzung und 

damit im Sondergebiet Lebensmittelmarkt 

nicht zulässig.  

Es wird deshalb vorgeschlagen, auf eine 

planungsrechtliche Festsetzung zum Aus-

schluss von Anlagen zur Fremdwerbung im 

Mischgebiet zu verzichten.  

 

Die als Mischgebiet festgesetzten Flächen 

sind derzeit mit zwei Wohngebäuden und 

einer gewerblichen Lagerhalle bebaut.  

Die bisher bestehende Scheune wurde 

zwischenzeitlich abgebrochen und durch 

ein Garagengebäude ersetzt. Das Grund-

stück Flst.Nr. 1685/4 angrenzend an die Alle-

windenstraße und eine Teilfläche des 

Grundstücks Flst.Nr. 1686/1, die derzeit als 

Zufahrt zu den Garagen und zum Lagerge-

bäude genutzt wird, sind noch unbebaut. 

Die Festsetzung als Mischgebiet soll hier so-

wohl Wohnnutzung, als auch gewerbliche 

Nutzungen nach § 6 (2) Nr. 2-4 BauNVO 

und Anlagen nach § 6 (2) Nr. 5 BauNVO 

(Anlagen für Verwaltungen, kirchliche, 

kulturelle soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke) ermöglichen. Dies ist mit 

dem Eigentümer abgestimmt. Konkrete 

Planungsabsichten des Eigentümers beste-

hen derzeit nicht. Die Grundstücke des be-

stehenden Getränkemarktes und des ge-

planten Mitarbeiterparkplatzes werden in 

das Mischgebiet aufgenommen. Die 

Durchmischung ist damit im Bestand gege-

ben.  

Eine planungsrechtliche Festsetzung zum 

Ausschluss von Anlagen zur Fremdwerbung 

im Mischgebiet wird nicht aufgenommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Begründung wird unter Nr. 5.2, ergänzt: 

„Für den nördlichen Teilbereich, Grund-

stücke Flst.Nr. 1686, 1686/1, 1685/4, 1685/2 

und 1685/1, sowie für das Grundstück des 

bestehenden Getränkemarktes Flst.Nr. 

1685/9 wird diese Festsetzung beibehalten. 

Für das Grundstück Flst.Nr. 1685/6 ist im 

rechtskräftigen Bebauungsplan Allgemei-

nes Wohngebiet festgesetzt. Hier ist die 

Errichtung eines Parkplatzes für die Mitarbei-

ter des Lebensmittel- und des Getränke-

marktes geplant. Das Grundstück Flst.Nr. 

1685/6 wird deshalb in den Bereich des 

Mischgebietes aufgenommen.  

Im Mischgebiet befinden sich im Bestand 

zwei Wohnhäuser, eine gewerbliche Lager-

halle, ein Garagengebäude und das Be-

triebsgebäude eines EDEKA-Getränke-

marktes. Die erforderliche Nutzungs-

mischung ist im Bestand gegeben.  

Bei Nutzungsänderungen und Neubauten 

auf den derzeit noch unbebauten Teil-

flächen der Grundstücke Flst.Nr. 1685/4, 
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 2.8 

Bitte ergänzen sie noch „…und der 

Allgemeinheit…“ damit auch Besucher, 

Versorgungsfahrzeuge und Zusteller-

dienste das Grundstück andienen 

können. 

 

Auf die ausreichende quantitative 

Durchmischung der Nutzungen muss bei 

zukünftigen Einzelplanungen der Eigen-

tümer geachtet werden. Die Begründung 

wird unter Nr. 5.2 entsprechend ergänzt. 

 

 

2.8 wird ergänzt: „Mit Geh- und Fahrrechten 

zugunsten des Grundstücks Flst.Nr. 1685/1 

und der Allgemeinheit zu belastenden 

Flächen.“ 

1686/1 und 1686 ist eine ausgewogene 

Mischung zwischen Wohnen und den 

sonstigen im Mischgebiet zulässigen 

Nutzungen zu beachten.“ 

 

 

2.8 wird ergänzt: „Mit Geh- und Fahrrechten 

zugunsten des Grundstücks Flst.Nr. 1685/1 

und der Allgemeinheit zu belastenden 

Flächen.“ 

 

 

Gewerbeaufsicht 

Verkehr 

Grundwasser 

Altlasten 

Bodenschutz 

 

Keine Anregungen -- -- 

Gewerbeabwasser Für den Neubau/Erweiterung kann ein 

wasserrechtliches Verfahren notwendig 

werden. 

 

Die Frage, ob ein wasserrechtliches Ver-

fahren für die Ableitung des Niederschlags-

wassers erforderlich ist, wird vom Bauherrn 

im Rahmen des Baugenehmigungs-

verfahrens mit dem Landratsamt geklärt. 

 

-- 

Naturschutz 

Vorgaben 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Artenschutz 

Aus naturschutzfachlicher Sicht beste-

hen keine Bedenken, sofern die im Um-

weltkonzept vom 02.02.2020 durch Frau 

Irg aufgeführten artenschutzfachlichen 

Maßnahmenempfehlungen vollumfäng-

lich umgesetzt werden.  

Die Hinweise im BPlan sind unter Ziff. 4.5 

Artenschutz zu ergänzen, da brütende 

Vögel, wie z.B. Haussperling oder Haus-

rotschwanz an Gebäuden nicht gänz-

lich auszuschließen sind: 

Der Gebäudeabriss sollte außerhalb der 

Vogelbrutsaison zwischen 1. September 

und 31. März erfolgen. Außerhalb dieser 

Zeit ist ein Nachweis zu erbringen, dass 

keine Vögel betroffen sind.  

 

Der Hinweis Ziff. 4.5 wird ergänzt. 

„Der Abbruch von Gebäuden darf nur 

außerhalb der Vogelbrutsaison zwischen  

1. September und 31. März erfolgen. 

Außerhalb dieses Zeitraumes ist der Nach-

weis zu erbringen, dass keine Vögel von der 

Abbruchmaßnahme betroffen sind.“  

 

Der Abbruch der Scheune auf dem  

Flst.Nr. 1686/1 wurde im Dezember 2020 

ausgeführt. 

 

Der Hinweis Ziff. 4.5 wird ergänzt: 

„Der Abbruch von Gebäuden darf nur 

außerhalb der Vogelbrutsaison zwischen  

1. September und 31. März erfolgen. 

Außerhalb dieses Zeitraumes ist der Nach-

weis zu erbringen, dass keine Vögel von der 

Abbruchmaßnahme betroffen sind.“  
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Oberflächengewässer 

 

Hinweise 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Bedenken 

 

Oberirdische Gewässer 

Im Plangebiet liegen keine Gewässer II. 

Ordnung oder Überflutungsflächen des 

Hochwassergefahrenkarten. 

 

Oberflächenwasserabfluss 

Grundsätzlich darf sich durch die Neu-

versiegelung aus dem Plangebiet das 

Hochwasserabflussverhalten für die 

nachfolgende Bebauung in der Orts-

lage durch zeitliche Erhöhung und Be-

schleunigung des Wasserabflusses nicht 

nachteilig auswirken (§5 Abs. 1 WHG). 

Durch die geplante Notentlastung über 

den Mischwasserkanal kann dies 

gewährleistet werden. 

Starkregenrisikovorsorge 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen 

sind möglich Überflutungen infolge 

Starkregenereignissen zu 

berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 BauGB und § 

7 WHG). Aus verschiedenen Gründen, 

z.B. Oberflächenabflüssen an 

Hanglagen, aus Außeneinzugsgebieten, 

etc. kann es bei Starkregen zu wild 

abfließendem Wasser kommen. 

Weiterführende Informationen erhalten 

Sie im Leitfaden der LUBW „Kommunales 

Starkregenrisikomanagement in Baden-

Württemberg und auf der Internetseite 

des Ministeriums für Umwelt, Klima und 

Energiewirtschaft Baden-Württemberg.“ 

 

 

 

 

-- 

 

 

 

 

Im Plangebiet werden eine Reihe von Vor-

kehrungen getroffen, um den Oberflächen-

wasserabfluss zu reduzieren, bzw. zu ver-

langsamen, z.B. Festsetzung von Dachbe-

grünung bei Flachdächern und von wasser-

durchlässigen Belägen für Stellplätze.  

Bei Neubauten oder Änderungsvorhaben 

muss das anfallende Niederschlagswasser 

versickert oder in Retentionsräumen zurück-

gehalten werden und darf nur verzögert in 

den Mischwasserkanal eingeleitet werden.  

Da im Bestand bisher keine Versickerung 

bzw. Rückhaltung von Niederschlagswasser 

stattfindet, wird sich der Oberflächen-

wasserabfluss mit der Umsetzung der 

Planung nicht erhöhen. 

 

Unter den Hinweisen Ziff. 4.2 wird ergänzt: 

„Aus den privaten Grundstücksflächen darf 

kein Oberflächenwasser auf die öffent-

lichen Verkehrsflächen gelangen bzw. 

ihnen zugeführt werden.“ 

 

 

 

 

 

 

-- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Unter den Hinweisen Ziff. 4.2 wird ergänzt: 

„Aus den privaten Grundstücksflächen darf 

kein Oberflächenwasser auf die öffent-

lichen Verkehrsflächen gelangen bzw. 

ihnen zugeführt werden.“ 

 

Regierungspräsidium Tübingen 

 

   

Raumordnung Bauleitplanung 

 

Keine Einwendungen 

 

 

 

-- Kenntnisnahme 
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Raumordnung Einzelhandel 

 

Gem. den vorgelegten Planunterlagen 

beabsichtigt die Stadt Aulendorf die 2. 

Änderung des BPlanes „Allewinden-

Hasengärtlestraße“ um dem bestehen-

den Edeka-Lebensmittelmarkt die Sanie-

rung und den Umbau des Gebäudes, 

sowie die Erweiterung der Verkaufs-

fläche zu ermöglichen. Als Art der bau-

lichen Nutzung sollen Mischgebiet (§6 

Abs.1 und 2 BauNVO), sowie Sonder-

gebiet Lebensmittelmarkt (§11 Abs.2 

BauNVO) festgesetzt werden. Bereits im 

Vorfeld war mit dem RPT abgestimmt 

worden, dass grundsätzlich keine raum-

ordnungsrechtlichen Bedenken bez. der 

Vergrößerung der Verkaufsfläche beste-

hen. An dieser Einschätzung hält das RPT 

grundsätzlich fest.  

Die Abstimmung bezog sich jedoch 

lediglich auf die Vergrößerung eines Le-

bensmittelmarktes von 900 m² Verkaufs-

fläche um ca. 375 m² auf ca. 1.275 m². 

Die nun geplante Festsetzung der Ver-

kaufsfläche auf 1.900 m² dürfte dem zu-

sätzlichen Getränkemarkt, sowie der im 

Vergleich zur Abstimmung etwas um-

fangreicheren Vergrößerung des 

Lebensmittelmarktes geschuldet sein. 

Um der Festsetzung der Verkaufsfläche 

auf 1.900 m² zustimmen zu können, regt 

das RPT an, die Verkaufsflächen auszu-

differenzieren und damit die konkrete 

Abstimmung in den textlichen Festset-

zungen abzubilden. So könnte z.B. eine 

Sortimentenregelung in die textlichen 

Festsetzungen aufgenommen werden 

(Lebensmittelmarkt ohne Getränke max. 

1.400 m², Getränkemarkt max. 500 m²). 

 

Weiter weisen wir auf Plansatz 2.7.1 Z(4) 

des in Aufstellung befindlichen Regional-

planes Bodensee-Oberschwaben mit 

Stand 23.10.2020 hin.  

Der Festsetzung des gesamten Bereichs 

EDEKA Lebensmittel- und Getränkemarkt als 

Sondergebiet für großflächigen Einzelhan-

del lag die Überlegung zugrunde, dass,  

da beide Märkte durch einen Unternehmer 

betrieben werden und die Grundstücke in 

der Hand eines Eigentümers sind, von 

einem Einzelhandelsbetrieb auszugehen ist. 

Nach Auffassung des RPT und des Landrats-

amtes sind dort jedoch zwei getrennte 

Betriebe möglich, da sowohl im Grund-

stückseigentum als auch in der Betreiber-

struktur unabhängig von den planungs-

rechtlichen Festsetzungen Veränderungen 

eintreten können.  

Auf dem Grundstück des bestehenden Ge-

tränkemarktes ist ein großflächiger Einzel-

handelsbetrieb aufgrund der geringen 

Grundstücksgröße (ca. 1.200 m²) und der 

planungsrechtlichen Festsetzungen zum 

Maß der Nutzung (GRZ 0,6 und 1 Vollge-

schoss) nicht möglich.  

 

Nach Rücksprache mit dem RPT, dem 

Landratsamt und EDEKA-Südwest wird 

deshalb vorgeschlagen, die Grundstücke 

des Getränkemarktes Flst.Nr. 1685/9 und 

des Mitarbeiterparkplatzes Flst.Nr. 1685/6 in 

das Mischgebiet aufzunehmen und die 

Festsetzung des Sondergebietes auf die 

Grundstücke des Lebensmittelmarktes 

Flst.Nr. 1685/5 und 1685/8 Teilfläche sowie 

des erweiterten Kundenparkplatzes Flst.Nr. 

1685 und 1686/1 Teilfläche zu beschränken. 

Die Verkaufsfläche für den großflächigen 

Einzelhandel Lebensmittelmarkt wird auf 

1.400 m² beschränkt.  

 

 

In die Begründung werden Ausführungen zu 

den Darstellungen des Entwurfs des Regio-

nalplanes Bodensee-Oberschwaben und 

Die Grundstücke des Getränkemarktes 

Flst.Nr. 1685/9 und des geplanten Mitarbei-

terparkplatzes Flst.Nr. 1685/6 werden in das 

Mischgebiet aufgenommen. Die Festset-

zung des Sondergebietes wird auf die 

Grundstücke des Lebensmittelmarktes 

Flst.Nr. 1685/5 und 1685/8 Teilfläche sowie 

des erweiterten Kundenparkplatzes Flst.Nr. 

1685 und 1686/1 Teilfläche beschränkt. 

Die Verkaufsfläche für den großflächigen 

Einzelhandel Lebensmittelmarkt wird auf 

1.400 m² beschränkt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Begründung wird unter Nr. 4 ergänzt: 

„Im Entwurf zur Fortschreibung des Regio-

nalplans der Region Bodensee-Oberschwa-

ben vom 23.10.2020 werden im Plansatz 2.7 

Schwerpunkte für Einzelhandelsgroß-

projekte, sowie Grundsätze und Ziele für die 

Ausweisung, Errichtung und Erweiterung 

von Einkaufszentren, großflächigen Einzel-

handels- und sonstigen Handelsbetrieben 

für Endverbraucher festgelegt. Aulendorf ist 

in der Strukturkarte des Regionalplanes als 

Unterzentrum ausgewiesen. Die Erweiterung 

des Lebensmittelmarktes zu einem groß-

flächigen Einzelhandelsbetrieb ist hier 

grundsätzlich zulässig. 

In Plansatz 2.7.1 des Entwurfs zum Regional-

plan sind Vorranggebiete für Einzelhandels-

großprojekte ausgewiesen. In Aulendorf 

umfasst das Vorranggebiet den zentralen 

innerstädtischen Bereich entlang der 

Hauptstraße, der Kolpingstraße, der Bach-

straße und der Kornhausstraße.  
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Es wird darum gebeten, in der Begrün-

dung des BPlans Ausführungen hierzu 

aufzunehmen. 

Wir weisen schließlich darauf hin, dass 

die momentan geplante Festsetzung 

eine gebietsbezogenen Verkaufs-

flächenobergrenze (Sondergebiet 

Lebensmittelmarkt) beinhaltet. Gem. der 

Rechtsprechung des BVerwG sind je-

doch baugebietsbezogene, vorhaben-

unabhängige Verkaufsflächenober-

grenzen zur Steuerung des Einzelhandels 

in einem Sondergebiet mangels Rechts-

grundlage unzulässig (BVerwG Urteil 

vom 03.04.2008 Az. 4 CN 3/07, juri Rn 16f; 

BVerwG Beschluss vom 09.02.2011 Az. 4 

BN 43/10, juris Rn 6). Eine baugebiets-

bezogene Verkaufsflächenobergrenze 

ist nur dann zulässig, wenn in dem in 

Rede stehenden Sondergebiet nur ein 

einziger Einzelhandelsbetrieb zulässig ist, 

da dann die gebietsbezogene mit der 

vorhabenbezogenen Verkaufsflächen-

beschränkung identisch ist (BVerwG 

Beschluss vom 09.02.2011 Az 4 BN 43/10, 

juris Rn 7; BVerwG Beschluss vom 

06.08.2013 Az 4 BN 24/13, juris Rn 4). 

Allerdings lässt sich dies nach neuer 

Rechtsprechung der BVerwG Urteil vom 

17.03.2019 Az. 4 CN 8(18, insb. Rn 34ff) 

nicht mehr über eine Beschränkung der 

Anzahl der zulässigen Vorhaben regeln. 

Die textliche Festsetzung Nr. 2.1.2 setzt 

die Unterbringung eine großflächigen 

Einzelhandelbetriebes fest und wider-

spricht damit dieser Rechtsprechung. 

Ein unzulässige Verkaufsflächenbe-

schränkung lässt sich jedoch dann 

planerhaltend als zulässige grundstücks-

bezogene Verkaufsflächenbeschrän-

kung auslegen, wenn es nur ein für die 

Art der Nutzung geeignetes Baugrund-

stück gibt.  

ein Ausschnitt aus der Raumnutzungskarte 

für den Bereich Aulendorf aufgenommen.  

Nach den Vorgaben in Nr. 2.7.1 Z (4) des 

Regionalplanes sind Einzelhandelsgroß-

projekte, die der Nahversorgung dienen, 

ausnahmsweise auch an Standorten 

außerhalb der Vorranggebiete möglich, 

wenn sie innerhalb von, oder in räumlicher 

Zuordnung zu Wohngebieten liegen und zur 

Verbesserung der wohnungsnahen Versor-

gung geboten sind. Dies trifft auf den 

Standort des Lebensmittelmarktes an der 

Hasengärtlestraße zu (siehe Begründung Nr. 

5.2.2. Seite 12).“ 
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Nach den textlichen Festsetzungen 

dient das gesamte Sondergebiet (also 

inkl. des Grundstücks für den klein-

flächigen Getränkemarkt) der Unter-

bringung eines großflächigen Einzel-

handelsbetriebes (Lebensmittelmarkt). 

Das RPT bittet um Überprüfung, ob das 

Grundstück Flst.Nr. 1685/9 für groß-

flächigen Einzelhandel geeignet wäre. 

Soweit ersichtlich, werden auf Flst.Nr. 

1686/1 nur Stellplätze ermöglicht. Auf 

den VGH-Beschluss vom 12.08.2020 – 3 S 

1113/20, welcher Möglichkeiten zur 

Beschränkung der Zahl zulässiger Vorha-

ben in einem sonstigen Sondergebiet 

darlegt wird verwiesen. In Betracht 

kommt z.B. eine Verschmelzung der ge-

eigneten Grundstücke. Das RPT bittet 

um Anpassung der textlichen Festsetzun-

gen und steht für Rückfragen hierzu 

gerne zur Verfügung. 

Bitte um Beteiligung am weiteren 

Verfahren. 

 

Straßenwesen 

 

Das RPT -Abteilung Straßenwesen und 

Verkehr- erhebt keine grundsätzlichen 

Einwendungen zum vorgelegten BPlan.  

Im Interesse der Verkehrssicherheit sind 

die straßenrechtlichen Belange der 

Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 

auch im Innenbereich bei der Auf-

stellung von BPlänen zu beachten. 

Innerhalb des Erschließungsbereiches 

von Landestraßen beträgt der Schutz-

streifen gem. § 22 StrG einheitlich 10 m, 

jeweils gemessen vom äußeren Rand 

der befestigten Fahrbahn. 

Um die Sicherheit und Leichtigkeit des 

Verkehrs auf den Straßen des überört-

lichen Verkehrs weiterhin zu gewähr-

leisten bzw. zu erhöhen und um Knoten-

punkte rechtzeitig erkennbar und über-

sichtlich zu gestalten, sind an einmün-

Die Grundstücke beidseits der Allewinden-

straße sind durchgehend bebaut. Die 

Gebäude wurden ab dem Ende des 19. Jh. 

und überwiegend in den 1920er Jahren 

errichtet. Die Grundstücke Flst.Nr. 1403/2 

und 1679/20 wurden erst in jüngster Zeit 

bebaut. 

Die Abstände der bestehenden Gebäude 

zum Fahrbahnrand der Allewindenstraße 

betragen zwischen 2,85 m (Flst.Nr. 1674) 

und 9,70 m (Flst.Nr. 2106). Aus städtebau-

lichen Gründen (Raumbildung im inner-

städtischen Straßenverlauf) wird im BPlan 

mit den Baugrenzen ein Abstand von 6,50 

m bzw. 8,50 m vom Fahrbahnrand einge-

halten. Die Sicherheit und Leichtigkeit des 

Verkehrs im Zuge der Allewindenstraße wird 

durch eine weitere Bebauung auf Flst.Nr. 

1685/4 daher nicht beeinträchtigt.  

 

 

 

 

 

 

 

Der im BPlan eingetragene Abstand 

zwischen dem Fahrbahnrand der Allewin-

denstraße und den Baugrenzen wird aus 

städtebaulichen Gründen wie dargestellt 

beibehalten.  
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denden Ortsstraßen ausreichende Sicht-

felder vorzuhalten. Außerdem sind im 

Interesse der Verkehrssicherheit überall 

dort, wo es sich ermöglichen lässt, Zu-

gänge und Zufahrten zu anliegenden 

Grundstücken durch Schließung, Zu-

sammenlegungen oder durch Schaf-

fung rückwärtiger Erschließungsmöglich-

keiten zu reduzieren.   

Unabhängig hiervon bedarf es bei der 

künftigen Anlage neuer Anschlüsse/ 

Grundstückszufahrten jeweils im Einzelfall 

einer verkehrstechnischen Prüfung und 

Zustimmung durch den Straßenbaulast-

träger bzw. durch die Verkehrs- und 

Polizeibehörde. Ein höherer Ziel- und 

Quellverkehr an einmündenden Orts-

straßen ist als Neuanschluss zu werten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass bau-

liche Veränderungen an der Landes-

straße nur mit ausdrücklicher Zu-

stimmung der Straßenbauverwaltung als 

Träger der Straßenbaulast zulässig sind. 

Hinweise 

Die im BPlan-Entwurf für Bebauung aus-

gewiesenen Flächen werden teilweise 

im Immissionsbereich der L 285, insb. im 

Schalleinwirkungsbereich, liegen. Das 

Baugebiet ist damit durch die vorhan-

dene L 285 vorbelastet. Es wird vorsorg-

lich darauf hingewiesen, dass sich der 

Straßenbaulastträger deshalb an den 

Kosten evtl. notwendig werdender 

aktiver oder passiver Schallschutzmaß-

nahmen oder auch anderer Immissions-

schutzmaßnahmen nicht beteiligen 

kann.  

Bitte um Beteiligung am weiteren 

Verfahren. 

 

 

 

 

Die Straßenbaubehörde wird bei Bauan-

trägen im Bereich der Landestraße gehört. 

Die Zustimmung der Straßenbaubehörde 

bzw. der Verkehrsbehörde auch für evtl. 

notwendig werdende neue Grundstücks-

zufahrten wird mit dem Bauantrag einge-

holt. 

Unter den Hinweisen Nr. 4.8 kann ergänzt 

werden:  

“Die Anlage neuer Grundstückszufahrten 

von der Allewindenstraße L 285 aus bedarf 

der verkehrstechnischen Prüfung und 

Zustimmung des Straßenbaulastträgers bzw. 

der Verkehrsbehörde.“ 

 

Die Einmündung der Hasengärtlestraße in 

die Allewindenstraße ist im Bestand ausge-

baut. Angrenzend an den Einmündungs-

bereich ist aufgrund der Festsetzungen im 

BPlan keine näher an den öffentlichen 

Straßenraum heranrückende Bebauung 

möglich. Im Einmündungsbereich ist für das 

Grundstück Flst.Nr. 1686 ein Zufahrtsverbot 

festgesetzt. 

Die erforderlichen Sichtfelder werden im 

BPlan nachrichtlich eingetragen. 

 

 

 

 

 

 

 

Unter den Hinweisen Nr. 4.8 wird ergänzt: 

“Die Anlage neuer Grundstückszufahrten 

von der Allewindenstraße L 285 aus bedarf 

der verkehrstechnischen Prüfung und 

Zustimmung des Straßenbaulastträgers bzw. 

der Verkehrsbehörde.“ 

 

 

Die erforderlichen Sichtfelder werden im 

BPlan nachrichtlich eingetragen. 
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Regierungspräsidium Freiburg 

Landesamt für Geologie, 

Rohstoffe und Bergbau 

Hinweise 

 

 

 

Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-

hörungsverfahren des LGRB als Träger 

öffentlicher Belange keine fachtechni-

sche Prüfung vorgelegter Gutachten 

oder von Auszügen daraus erfolgt. So-

fern für das Plangebiet ein ingenieur-

geologisches Übersichtsgutachten, 

Baugrundgutachten oder geotechni-

scher Bericht vorliegt, liegen die darin 

getroffenen Aussagen im Verantwor-

tungsbereich des gutachtenden Inge-

nieurbüros. Eine Zulässigkeit der 

geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird 

allenfalls die Übernahme folgender 

geotechnischer Hinweise in den BPlan 

empfohlen: 

Das Plangebiet befindet sich auf Grund-

lage der am LGRB vorhandenen Geo-

daten im Verbreitungsbereich von 

Hasenweiler-Schottern ungekannter 

Mächtigkeit. Mit lokalen Auffüllungen 

vorangegangener Nutzungen, die ggf. 

nicht zur Lastabtragung geeignet sind, 

ist zu rechnen. Bei etwaigen geotech-

nischen Fragen im Zuge der weiteren 

Planungen oder von Bauarbeiten (z.B. 

zum genauen Baugrundaufbau, zu 

Bodenkennwerten, zur Wahl und Trag-

fähigkeit des Gründungshorizontes, zum 

Grundwasser, zur Baugrubensicherung) 

werden objektbezogene Baugrund-

untersuchungen gem. EN 1997-2 bzw. 

DIN 4020 durch ein privates Ingenieur-

büro empfohlen. 

Boden 

Zur Planung sind aus bodenkundlicher 

Sicht keine Hinweise, Anregungen oder 

Bedenken vorzutragen. 

 

 

 

 

 

Für das Plangebiet wurde durch das 

Fachbüro HPC AG Ravensburg Bodengut-

achten erstellt. Der geotechnische Bericht 

vom 23.10.2020 lag den ausgelegten 

Unterlagen bei. In der Begründung wurde 

unter Nr. 7.1 Niederschlagswasser auf den 

Geotechnischen Bericht verwiesen. 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 
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Mineralische Rohstoffe 

Zum Planungsvorhaben sind aus roh-

stoffgeologischer Sicht keine Hinweise, 

Anregungen oder Bedenken vorzubrin-

gen. 

Grundwasser 

Zum Planungsvorhaben sind aus hydro-

geologischer Sicht keine Hinweise, Anre-

gungen oder Bedenken vorzubringen. 

Bergbau 

Gegen die Planung bestehen von berg-

behördlicher Seite keine Einwendungen. 

Geotopschutz 

Im Bereich der Planfläche sind Belange 

des geowissenschaftlichen Naturschut-

zes nicht tangiert. 

Allgemeinde Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrund-

verhältnisse können dem bestehenden 

Geologischen Kartenwerk, eine Über-

sicht über die am LGRB vorhandenen 

Bohrdaten kann der Homepage der 

LGRB entnommen werden. Des Weite-

ren verweisen wir auf unser Geotop-

kataster, welches im Internet abgerufen 

werden kann. 

 

Regionalverband Bodensee-

Oberschwaben 

Ravensburg 

 

Der Regionalverband bringt zu o.g. 

Vorhaben keine Anregungen oder 

Bedenken vor. 

-- 

 

Kenntnisnahme 

Handwerkskammer Ulm Im rechtskräftigen Bebauungsplan 

„Allewinden-Hasengärtlestraße“ ist die 

Art der Nutzung für den Planbereich, mit 

Ausnahme des Grundstücks Flst.Nr. 

1685/6, als Mischgebiet gem. § 6 

BauNVO festgesetzt. Für den nördlichen 

Teilbereich, d.h. für die Grundstücke 

Flst.Nr. 1686, 1686/1, 1685/4, 1685/2 und 

1685/1 wird diese Festsetzung beibe-

halten. Die Nutzungen nach § 6(2) 1.-5. 

Sind allgemein zulässig. 

Im Bereich des festgesetzten Mischgebietes 

befinden sich im Bestand zwei Wohnhäuser 

und eine gewerbliche Lagerhalle. Das älte-

re Lagergebäude an der Hasengärtlestraße 

wurde zwischenzeitlich abgebrochen und 

durch ein Gebäude mit neun größeren 

Garagen ersetzt. Auf den bisher unbebau-

ten Flächen sind entlang der Allewinden-

straße Gebäude mit zwei bis drei, im rück-

wärtigen Bereich mit bis zu zwei Vollge-

schossen zulässig.  

Für die als Mischgebiet festgesetzten Be- 

reiche ist eine quantitativ ausgewogene 

Nutzungsmischung städtebaulich 

gewünscht.  
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Bei der Ausweisung von Baugebieten als 

Mischgebiet ist darauf zu achten, dass 

die Ansiedlung von nicht wesentlich 

störenden Gewebebetrieben tatsäch-

lich möglich und zumindest auch zu 

erwarten ist. Demgegenüber stellt es 

einen Etikettenschwindel dar, wenn ein 

im Wesentlichen nur zu Wohnzwecken 

genutzter und künftig zu nutzender 

Bereich, etwa im Einwirkungsbereich 

hoch belasteter Verkehrswege oder 

emittierender gewerblicher Nutzungen, 

nur aus Gründen geringerer Schutz-

ansprüche der an sich nur vorhandenen 

und/oder geplanten Wohnbebauung 

als Mischgebiet festgesetzt wird.  

Die Handwerkskammer Ulm hebt ihre 

Erwartung hervor, dass in dem Misch-

gebiet auch verbrauchernahe, nicht 

störende bis nicht wesentlich störende 

Handwerksbetriebe einen neuen Stand-

ort finden können. Bitte um Beteiligung 

am weiteren Verfahren. 

 

Die Gebäude können sowohl zu 

Wohnzwecken, oder gewerblich (Büros, 

Einzelhandel, Gastronomie, Hand-werk, 

sonstiges nicht störendes Gewerbe), als 

auch für kirchliche, soziale, gesundheitliche 

oder sportliche Zwecke genutzt wer-den. 

Der Anteil der Wohnnutzung und der 

sonstigen zulässigen Nutzungen muss dabei 

auch quantitativ ausgewogen sein. Die 

überbaubaren Flächen sind großzügig aus-

gelegt, sodass auch größere gewerbliche 

Gebäude möglich sind. Für den rückwärti-

gen Teilbereich sind in den örtlichen Bau-

vorschriften deshalb auch Flachdächer 

zugelassen. Für den bisher unbebauten 

Teilbereich bestehen derzeit noch keine 

konkreten Planungen. Die Beibehaltung der 

Festsetzung als Mischgebiet ist mit dem 

Eigentümer abgestimmt. 

 

Deutsche Telekom Technik 

GmbH, Reutlingen 

 

Keine Einwände. 

Im Planbereich befinden sich Tele-

kommunikationslinien der Telekom, die 

aus beigefügtem Plan ersichtlich sind. 

Diese bestehen aus Hausanschlüssen 

und Grundstücksvorstreckungen. Sofern 

diese Anlagen berührt werden, sind wir 3 

Monate vor Beginn der Bauarbeiten zu 

informieren. 

 

Die Bauherren werden entsprechend 

informiert. 

Die Bauherren werden entsprechend 

informiert. 

Netze BW Biberach 

 

Im Geltungsbereich befinden sich 0,4 kV 

Kabel und 0,4 kV Leitungen und ein 

Kabelverteilerschrank. Wir gehen davon 

aus, dass diese Anlagen in ihrer derzeiti-

gen Lage bestehen bleiben können. 

Wenn Sicherungs- oder Änderungsmaß-

nahmen notwendig sind, dann rechnen 

wir die Kosten nach den bestehenden 

Verträgen ab.  

Die Bauherren werden entsprechend 

informiert. 

Die Bauherren werden entsprechend 

informiert. 
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Vor Beginn der Bauarbeiten ist vom 

ausführenden Bauunternehmen über 

die im Geltungsbereich befindlichen 

Kabel unbedingt eine aktuelle Kabel-

auskunft einzuholen.  

Bitte um Beteiligung am weiteren 

Verfahren. 

 

Gemeinde Altshausen 

 

Keine Einwendungen -- Kenntnisnahme 

Beteiligung der Öffentlichkeit 

 

   

Eigentümer Flst.Nr. 1686/1 Der Eigentümer plant entlang des Kun-

denparkplatzes auf dem Grundstück 

Flst.Nr.1686/1 bis zur östlichen Baugrenze 

Richtung Hasengärtlestraße überdachte 

Stellplätze. Die Fläche für Stellplätze und 

Nebenanlagen soll hier verlängert wer-

den, die Bepflanzung auf eine Länge 

von ca. 20 m entfallen.  

 

Im Anschluss, bis ca. 5 m vor der Hasen-

gärtlestraße, soll eine ca. 2 m hohe 

Mauer ab dem Niveau des EDEKA-

Parkplatzes als optische Abgrenzung 

und zum Lärmschutz möglich sein. 

Es wird gebeten die Darstellungen des 

BPlans entsprechend anzupassen.  

 

Die Fläche für Garagen, Stellplätze und 

Nebenanlagen auf dem Flst.Nr. 1686/1 

kann entlang der Abgrenzung zum 

Sondergebiet um 19 m bis zur östlichen 

Baugrenze verlängert werden. Die östlich 

Baugrenze ist zum Schutz der bestehenden 

Bäume (Erhaltungsgebot) Die neue 

Umgrenzung ist im BPlan Stand 29.01.21 

dargestellt. 

Einfriedungen im Innenbereich sind gem. 

Anhang zu § 50 (1) Nr. 7a verfahrensfreie 

Vorhaben. (Einfriedungen sind Vorrichtun-

gen, die dazu dienen ein Grundstück oder 

einen Grundstücksteil abzugrenzen oder 

abzuschirmen.) Im BPlan sind keine örtli-

chen Bauvorschriften zu Einfriedungen 

erlassen. Eine Anpassung ist nicht erforder-

lich. 

Bei Einfriedungen an der Grundstücksgren-

ze ist das Nachbarrecht § 11 NRG zu 

beachten. 

 

Die Fläche für Garagen, Stellplätze und 

Nebenanlagen auf dem Flst.Nr. 1686/1 wird 

bis zur östlichen Baugrenze um 19 m 

verlängert. 

EDEKA-Südwest, Offenburg Die zwischenzeitlich durchgeführte ver-

messungstechnische Bestandsaufnahme 

hat ergeben, dass die Traufhöhe des 

bestehenden Gebäudes Hs.Nr. 27 

(Getränkemarkt) 5,50 m, des zweige-

schossigen Teils des bestehenden 

Gebäudes Hs.Nr. 10 (Lebensmittelmarkt) 

7,30 m beträgt.  

Die zulässige Traufhöhe im Bereich des 

Gebäudes Hs.Nr. 27 wird auf 5,60 m, im 

Bereich des Gebäudes Hs.Nr. 10 (zweige-

schossiger Teil) auf 7,50 m angepasst. 

 

 

 

 

 

Die zulässige Traufhöhe im Bereich des 

Gebäudes Hs.Nr. 27 wird auf 5,60 m, im 

Bereich des Gebäudes Hs.Nr. 10 (zweige-

schossiger Teil) auf 7,50 m angepasst. 
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Es wird gebeten, die zulässigem 

Traufhöhen auf 5,60 m bzw. 7,50 m 

anzupassen. 

 

Es wird weiterhin gebeten, die zulässige 

Überschreitung der Grundfläche über 

die Obergrenze von 0,8 GRZ hinaus, auf 

eine max. GRZ von 0,9 (nur für nicht 

vollflächig versiegelte Stellplätze) auch 

für die Grundstücke des nun im Misch-

gebiet liegenden Getränkemarktes und 

des geplanten Mitarbeiterparkplatzes zu 

zulassen. 

 

 

 

 

 

Wegen des erhöhten Stellplatzbedarfs für 

den Lebensmittelmarkt im Sondergebiet 

und die Einzelhandels- und sonstigen zu-

lässigen gewerblichen Nutzungen im Misch-

gebiet kann im Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes zusätzlich zu den Vorga-

ben des § 19(4) BauNVO eine Überschrei-

tung der zulässigen Grundfläche bis zu einer 

Grundflächenzahl von max. 0,9, zugelassen 

werden. Die zusätzliche Überschreitung 

sollte jedoch nur mit nicht vollflächig 

versiegelten Stellplätzen möglich sein. Bisher 

war diese zusätzliche Überschreitung nur im 

Sondergebiet zulässig.  

Textteil und Begründung werden ent-

sprechend angepasst. 

 

 

 

 

 

Im Geltungsbereich wird eine Überschrei-

tung der zulässigen Grundfläche über die in 

§ 19(4) BauNVO vorgegebene Grenze von 

0,8 GRZ auf max. 0,9 GRZ zugelassen. Die 

zusätzliche Überschreitung gilt jedoch aus-

schließlich für nicht vollflächig versiegelte 

Stellplätze.  

Textteil und Begründung sind entsprechend 

anzupassen. 

 

Öffentlichkeit Von der Möglichkeit zur Einsichtnahme 

wurde kein weiterer Gebrauch 

gemacht. Es wurden keine weiteren 

Stellungnahmen zum Bebauungsplan 

abgegeben. 

 

-- Kenntnisnahme 

 


